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D er Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen (im folgenden Beirat genannt) wurde am 7 Oktober 1963 als dritter 
Unterausschuß der Paritätischen Kommission für Preis- und Lohnfragen gegründet Seine 30jährige Geschichte 
spiegelt beispielhaft die Entwicklung wirtschaftspolitischer Beratung unter wechselnden wirtschaftspolitischen 

Paradigmen und Kräfteverhältnissen 

Als der Beirat für Wirtschafts- und 
Sozialfragen gegründet wurde, stand 
weltweit die MakroWirtschaftspolitik in 
hohem Ansehen Die unerwartet gün­
stige Wirtschaftsentwicklung in den 

D e r G r ü n d u n g s a u f t r a g 

Industriestaaten nach dem Zweiten 
Weltkrieg wurde als Ergebnis einer 
Strategie interpretiert, die wirtschafts­
politisches Handeln als die Lösung 
eines Optimierungskalküls verstand 
Gegeben bestimmte gesamtwirt­
schaftliche Ziele (die „magischen" 
Vielecke wie stabile Währung, Vollbe­
schäftigung, ausgeglichene Zah­
lungsbilanz und optimales Wirt­
schaftswachstum), bestimmte Instru­
mente der Wirtschaftspolitik und be­
stimmte (als stabil und wissen­

schaftlich erforschbar angenom­
mene) Verhaltensweisen der wirt­
schaftlichen Akteure: Wie muß die 
Wirtschaftspolitik ihr Instrumentarium 
einsetzen, damit die gesteckten ge­
samtwirtschaftlichen Ziele möglichst 
gut erreicht werden? Und wenn das 
verfügbare Instrumentarium nicht 
ausreichte, war zu fragen: Weiche 
neuen Instrumente und Regeln müs­
sen geschaffen werden, damit die ab­
laufpolitischen Ziele hinreichend ver­
wirklicht werden können? 

Der Gründungsauftrag des Beirats 
aus dem Jahr 1963 nahm ausdrück­
lich auf die magischen Vielecke der 
Wirtschaftspolitik Bezug Der Beirat 
„soll Empfehlungen ausarbeiten, die 
zur Stabilisierung der Kaufkraft, zu 
einem stetigen Wirtschaftswachstum 
und zur Vollbeschäftigung beitragen" 
Im Gegensatz zum ablaufpolitischen 

Auftrag wurde dem Beirat keine ord­
nungspolitische Leitlinie auf den Weg 
gegeben. Die damals besonders kon-
troversielle Frage einer indikativen 
Planung nach französischem Vorbild 
wurde in Vorgesprächen ausgeklam­
mert 

Die im GrUndungsauftrag verankerte 
Vision einer rationalen Wirtschaftspo­
litik erforderte eine weitgehende 
Quantifizierung sowohl der Ziele als 
auch der Mittel Damit entstand ein 
Bedarf an gesamtwirtschaftlichen Da­
ten (Volkswirtschaftliche Gesamt­
rechnung), an gesamtwirtschaftlichen 
Analysen (möglichst in Form ökono-
metrischer Untersuchungen) und an 
gesamtwirtschaftlichen Prognosen 
(möglichst in Form eines Entschei­
dungsmodells) 

Der Beirat bemühte sich in der Grün­
derzeit folgerichtig um die Verbesse-
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rung der stat is t ischen und analyt i­
schen Grundlagen. Er organis ier te die 
Arbe i tsgruppe für vorausschauende 
volkswir tschaf t l iche Gesamt rechnun­
gen im WIFO; er setzte s ich dafür ein, 
daß im Stat ist ischen Zentra lamt ein 
mit theoret ischer und prakt ischer Sta­
t ist ik vertrauter Fachmann Präsident 
wu rde ; und er berief wiederhol t Ar­
be i tsgruppen ein, um Lücken in der 
Statist ik zu schl ießen 

Beiräte zur Beurtei lung der gesamt­
wir tschaf t l ichen Entwicklung gab es 
damals schon in vielen Industr ie län­
dern Der Deutsche Sachverständi ­
genrat war im gleichen Jahr gegrün­
det worden Die Beiräte und Ge­
schäf ts führer der ersten Stunde sa­
hen daher im Beirat für Wir tschaf ts­
und Sozial f ragen einen Versuch, den 
Nachholbedar f Österre ichs an mo­
dernen Methoden der wi r tschaf tspol i ­
t ischen Entsche idungsf indung zu 
decken. 

In e inem Punkt w ich al lerdings der 
österre ich ische Beirat von aus ländi ­
schen Vorb i ldern ab. Als Träger der 
„neuen" Wir tschaf tspol i t ik galt welt­
weit der Staat Demgemäß entstanden 
wi r tschaf tspol i t ische Beratungsinst i ­
tu t ionen anderswo als Ratgeber von 
Regierungen, Staatspräsidenten und 
Parlamenten Im Gegensatz hiezu ist 
der österre ichische Beirat ein Ge­
schöpf der Sozialpartner Das hat ver­
schiedene Gründe Damals verfügten 
nur die großen Verbände (nicht aber 
die staat l iche Verwaltung) über ge­
schul te Ökonomen Die Spitzen der 
Sozialpartner sch ienen technokrat i ­
schen Vorste l lungen gegenüber eher 
au fgesch lossen zu sein als die pol i t i ­
schen Parteien Vor allem dominier ten 
die Verbände de facto die Wirt­
schaftspol i t ik (damals ents tand der 
Begriff „Kammerstaat" ) 

Die Verbände begnügten sich frei l ich 
nicht mit der Patenschaft. Der Beirat 
unterl iegt als Sozia lpar tnergremium 
den Konvent ionen der Sozialpartner­
schaft Seine Mitgl ieder und Ge­
schäf ts führer s ind Experten der Inter­
essenverbände und nicht etwa inter­
essenungebundene Wissenschaf ter 
Das hat Vor- und Nachtei le Als w ich ­
t igster Vortei l schien den Betei l igten, 
daß das, was sachl ich richtig ist, mit 
dem, was pol i t isch machbar ist, in 
einem Gremium abgeklär t werden 
konnte Wenn sich der Beirat auf eine 

best immte Empfehlung einigt und 
wenn diese Empfeh lung von den Prä­
sidenten der großen Verbände getra­
gen wi rd , dann hat sie mehr pol i t i ­
sches Gewicht als wenn ungebun­
dene Professoren wissenschaf t l ich 
begründbare Mögl ichkei ten der Politik 
aufzeigen. Dieser Vorzug muß frei l ich 
damit erkauft werden, daß die Beirats­
arbeit pol i t ischen Schranken unter­
liegt Die Themen der Beiratsarbei t 
und die fer t igen Beiratsstudien müs­
sen von den Präsidenten genehmigt 
werden Interventionen im Entste­
hungss tad ium einer Studie waren 
nicht selten Manche Studien wurden 
nicht oder nur mit Verspätung zur 
Veröf fent l ichung f re igeben 

Im Laufe der Bei ratsgeschichte wurde 
wiederhol t vorgesch lagen, verbands­
unabhängige Experten als (s t immbe­
rechtigte) Beiratsmitgl ieder aufzuneh­
men. Diese Ideen wurden jedoch ver­
wor fen, weil der sozia lpar tnerschaf t l i ­
che Charakter des Beirats erhalten 
bleiben sollte. Der Beirat zieht jedoch 
eine Vielzahl von Experten aus den 
Minister ien, den Verbänden, der Wirt­
schaft, den Universitäten und den 
Wir tschaf ts forschungs inst i tu ten zur 
Mitarbeit heran Ein Großteil der Ana­
lysen und Gutachten entstand in Ar­
be i tsgruppen mit einem Universitäts­
pro fessor (oder in Ausnahmefä l len : 
einem renommier ten Spi tzenmanager 
aus der Wirtschaft) als Vors i tzendem 
Nur wenige der veröffent l ichten Gut­
achten wurden im Beirat selbst oder 
in einer Arbe i tsgruppe mit e inem Bei­
ratsgeschäf ts führer als Vors i tzendem 
erstellt. Außerdem wurden zu den 
Beiratss i tzungen selbst ständige ex­
terne Experten eingeladen 

Seit seiner Gründung haben einige 
hundert externe Experten (ohne 
Mehr fachnennungen) im Beirat mi tge­
arbeitet Unter ihnen befanden sich 
neben Persönl ichkei ten, die berei ts 
einen Namen hat ten, auch viele „Auf­
steiger", die später hohe Ämter in 
Staat und Wir tschaf t bekleideten. Die 
Kontakte, die im Beirat geknüpf t , und 
die D iskuss ionen, die dort geführt 
wurden , t rugen zur Kohäsion der 
österre ich ischen Eliten bei 

S u c h e n a c h e i n e m 
B e i r a t s k o n z e p t 

Den Preisauftr ieb zu dämpfen und 
das Wir tschaf tswachstum zu st imul ie-

Iwiro'l 

ren : das waren die beiden Hauptauf­
gaben, vor die s ich die Makrowir t ­
schaf tspol itik der Gründerzei t gestel l t 
sah Dabei s tand die Ant i in f la t ionspo-
litik stel lvertretend für die umfassen­
dere Aufgabe der Stabi l is ierungspol i ­
t ik, denn von den Zielen der kurzfr is t i ­
gen Wir tschaf tspol i t ik war das der 
Preisstabi l i tät am meisten verletzt 
Zah lungsb i lanzprob ieme entstanden 
erst in der zweiten Hälfte der s iebzi ­
ger Jahre, und Vol lbeschäf t igung be­
stand bis Anfang der achtziger Jahre 
Ver te i lungsprobleme wurden aus der 
Beiratsarbei t ausgeklammert , ob-
schon sie naturgemäß unterschwel l ig 
Gegenstand des Interessenaus­
gleichs waren 

Der Beirat engagierte sich zunächs t 
mit großem Elan in der kurzfr ist igen 
Stabi l is ierungspol i t ik. Er begann mit 
einem Stab i l i s ie rungsprogramm, das 
den als übermäßig erachteten Preis­
auftr ieb des Jahres 1964 dämpfen 
sol l te Als s ich die Bundesreg ierung 
Zeit ließ und damit in den Augen des 
Beirats säumig wurde , hakten die So­
zialpartner nach. „Über Ersuchen der 
Bundesreg ierung" konkret is ier te der 
Beirat seine Vorsch läge im Herbst 

1964 in e inem zweiten Stabi l is ierungs­
p rog ramm Es enthielt ein Maßnah­
menpaket , das von der Einfuhrl iberal i ­
s ierung bis zur aktivseit igen Kredi t ­
kontrol le reichte Die Stabi l is ierungs­
p rogramme waren die spekulärs ten, 
aber nicht die einzigen kon junk turpo­
l i t ischen Akzente, die der Beirat in der 
Gründungsze i t setzte. Der Finanzmi­
nister respekt ierte die kon junkturpo l i ­
t ische Aufgabe des Beirats, i ndem er 
ihm den Entwurf des Bundesbudge ts 

1965 zur Ste l lungnahme übersandte 
Der Beirat begnügte s ich — u m ein 
weiteres Beispiel zu nennen — nicht 
damit, die Kon junk turprognose zu in­
st i tut ional is ieren, sondern begann 
auch daraus wi r tschaf tspol i t ische 
Schlußfo lgerungen zu ziehen Er ver­
öffent l ichte im September 1966 die 
kurzfr ist ige Wi r tschaf tsprognose mit 
einem wir tschaf tspol i t ischen K o m ­
mentar ; der September-Termin wu rde 
deshalb gewählt , dami t die Be i ra ts­
empfeh lungen anläßlich der im Herbst 
fäl l igen wi r tschaf tspol i t ischen Ent­
sche idungen für das kommende Jahr 
berücks icht ig t werden können 

Der Anspruch des Beirats, Ratgeber 
und Mahner in der kurzfr ist igen S tab i ­
l is ierungspol i t ik zu se in , überforderte 
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seine politischen Wirkungsmöglich-
keiten. Widerstände entstanden zu­
nächst innerhalb der Sozialpartner­
schaft Die Arbeitnehmerverbände 
fanden, daß der Beirat den innerver-
bandlichen Meinungsbildungsprozeß 
zu sehr präjudiziere, und zogen die 
ZUgel an Es kam zu ermüdenden 
„drafting sessions"; Formulierungen, 
die der Beirat verabschiedet hatte, 
wurden nachträglich umgestoßen; 
Beiratsarbeiten wurden von den Prä­
sidenten „schubiadisiert". War es in 
den sechziger Jahren vornehmlich 
der Mangel an sozialpartnerschaftli­
chem Konsens, der die Beiratstätig­
keit einengte, so entwickelte in den 
siebziger Jahren die sozialistische Al­
leinregierung ein zunehmendes 
Selbstbewußtsein, ökonomische Pro­
bleme selbst anzugehen. Als in den 
siebziger Jahren der Preisauftrieb viel 
stärker war als zur Zeit des Stabilisie­
rungsabkommens 1964, schwieg der 
Beirat 

Die Abstinenz des Beirats in konjunk­
turpolitischen Fragen wurde nach­
träglich gelegentlich als ein Vorteil 
bezeichnet, weil sich der Beirat aus 
dem später als „fine tuning" proble-
matisierten kurzfristigen Interventio­
nismus heraushielt. Aber die Wirt­
schaftspolitik bestand bis Anfang der 
achtziger Jahre zum guten Teil aus 
dem Versuch, die Wirtschaftsentwick­
lung durch eine „aktivistische" Wirt­
schaftspolitik auf einem erstrebens­
werten Pfad auszubalancieren. Ge­
rade die turbulenten siebziger Jahre 
boten reichlich Gelegenheit für wirt­
schaftspolitische Steuerungsversu­
che 

Die Lücken in der Beiratsarbeit wer­
den deutlich, wenn man die stattliche 
Publikationsreihe des Beirats ver­
folgt: Wer eine Chronik der Wirt-
schaftsentwicklung mit einer Erörte­
rung der jeweils aktuellen wirtschafts­
politischen Probleme sucht, findet sie 
eher in den Publikationen des WIFO 
(Wirtschaftschronik) und der OECD 
(Evaluierung) als in den Beiratsbro­
schüren 

Der Verzicht, die jeweils als beson­
ders brennend empfundenen Themen 
systematisch aufzugreifen, war ver­
knüpft mit einem Verlust des Beirats 
an Zentralität und Rang. Dieser Be­
deutungsverlust wurde dem Beirat in 
den siebziger Jahren von vielen Auto­

ren, von Beiratsmitgliedern ebenso 
wie von Außenstehenden, beschei­
nigt Im Jahr 1973 war das künftige 
Schicksal des Beirats so ungewiß, 
daß darauf verzichtet wurde, seinen 
10jährigen Bestand zu feiern In den 
„Wirtschaftspolitischen Blättern" 
wurde im gleichen Jahr die Frage dis­
kutiert: „Der Beirat für Wirtschafts­
und Sozialfragen vor einer Wende?" 

N e u e t A u f w i n d 

Nachdem sich der Beirat aus der Sta­
bilisierungspolitik (weitgehend) zu­
rückgezogen hatte, blieb ihm vom 
Zielbündel der Makrowirtschaftspoli-
tik die mittelfristige Aufgabe, ein opti­
males Wirtschaftswachstum zu för­
dern Auch in diesem Bereich mußte 
der Beirat seine Vorstellungen der er­
sten Stunde modifizieren Wachs­
tumspolitik sollte sich nach den er­
sten Beiratskonzepten auf ein mittel­
fristiges Wachstumsmodell stützen, 
das darüber Auskunft gibt, welches 
Wirtschaftswachstum bei verschiede­
nen Maßnahmenbündeln erwartet 
werden kann. Der Beirat hielt die mit­
telfristige Prognose für so wichtig, 
daß er 1968 eine eigene Prognose­
gruppe mit institutsähnlichem Cha­
rakter schuf Sehr bald zeigte sich je­
doch, daß damit die Leistungsfähig­
keit von Ökonomie und Ökonometrie 
überschätzt wurde 

Die Wachstumsorientierung der Bei­
ratsarbeit mußte daher neu definiert 
werden Das geschah auf doppelte 
Weise: 

Einmal hob der Beirat das Wachs­
tumsziel in den Rang eines allgemei­
nen Entscheidungskriteriums, das bei 
allen seinen Überlegungen zu berück­
sichtigen war Statt sich in Auseinan­
dersetzungen Uber die Verteilung des 
Nationalproduktes zu erschöpfen, 
sollten sich die Sozialpartner gemein­
sam für die Vergrößerung des Natio­
nalproduktes einsetzen Das schien 
umso wichtiger, als der Beirat im 
Wachstumsprozeß erhebliche externe 
Effekte ortete, sodaß vom Marktge­
schehen allein nur suboptimale Er­
gebnisse zu erwarten waren (Inso­
fern war der Beirat der Wachstums-
theorie voraus, die erst in ihren neue­
ren Ausprägungen den kollektiven 
Charakter von Wissen berücksich­
tigt.) 

Zum anderen verzichtete der Beirat 
auf eine nur scheingenaue Wachs­
tumskonzeption aus einem Guß, in 
der die einzelnen Maßnahmen bewer­
tet und daher vergleichbar gemacht 
werden Er zog sich pragmatisch auf 
einen Arbeitsbereich zurück, den man 
„Beiträge zu einer wachstumsorien­
tierten Strukturpolitik" nennen könnte 
Die Entscheidung für mittelfristige 
Themen, wobei wirtschaftspolitisch 
heikle Fragen nur dann behandelt und 
starke Empfehlungen nur dann aus-
gespochen werden, wenn eine ge­
meinsame Auffassung der Sozialpart­
ner möglich erscheint, stellte sich als 
substantiell und zugleich flexibel ge­
nug heraus, um dem Beirat ein „exi­
stenzsicherndes Arbeitsfeld" zu si­
chern. Die Tätigkeitsabgrenzung, die 
sich im Laufe der Zeit herauskristalli­
sierte, vermag auch wechselnden Pa­
radigmen der Ökonomischen Theorie 
und der praktischen Wirtschaftspolitik 
standzuhalten 

Im Laufe der achtziger Jahre hat sich 
die Position des Beirats gefestigt 
Seine Empfehlungen wurden (mit un­
erheblichen Ausnahmen) einstimmig 
gefaßt, und die Kritik verstummte 

Das hat mehrere Gründe. Hier sollen 
nur zwei Ursachenkomplexe hervor­
gehoben werden, die exemplarische 
(über den speziellen Fall des Beirats 
hinaus) Bedeutung haben: die Verla­
gerung von der Makro- zur MikroÖko­
nomie und die Entideologisierung 
wirtschaftspolitischer Leitbilder. 

Die Erwartung der Öffentlichkeit, was 
der Beirat zu bewirken vermochte, 
und die Ziele, die sich der Beirat 
selbst stellte, wurden auf ein mit den 
bestehenden Institutionen verträgli­
ches Maß zurückgeschraubt. Der Bei­
rat gilt heute weder als „Feuerwehr" 
noch als „Rechnungshof der Wirt­
schaftspolitik". Er ist selbst Teil der 
Institutionenstruktur der österreichi­
schen Wirtschaftspolitik geworden 
und akzeptiert Zuständigkeiten. Das 
schmälert seinen Bekanntheitsgrad 
Journalisten tun sich mit manchen 
(aber beileibe nicht allen) Beirats­
studien schwer, weil sie keine 
Schlagzeilen in den Massenmedien 
hergeben Die Wirtschaftspolitik be­
steht jedoch nur ausnahmsweise aus 
spektakulären Aktionen. Mindestens 
ebenso wichtig sind die Anpassun­
gen der Institutionen der Marktwirt-
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schaft und des Wirtschaftsrechts an 
ständig sich ändernde Umweltbedin­
gungen 

Im Aufgabenbereich „Verbesserung 
der Institutionen der Marktwirtschaft" 
verfügen die Beiratsökonomen über 
komparative Vorteile Sie stehen im 
wirtschaftspolitischen Tagesge­
schäft; sie kennen die einschlägigen 
Gesetze und ihre praktischen Pro­
bleme; sie wissen, welche „Lösungs­
mengen" unter bestimmten institutio­
nellen und personellen Vorausset­
zungen verfügbar sind Diese prakti­
schen Kenntnisse fehlen den Ökono­
men der akademischen Welt Wieweit 
die moderne MikroÖkonomie eine 
Kompetenzverlagerung zugunsten 
der Theorie bringen wird, bleibt abzu­
warten 

Die sachliche Kompetenz des Beira­
tes in mikroökonomischen Fragen ge­
wännt dadurch an Gewicht, daß kleine, 
offene Volkswirtschaften kaum noch 
Spielraum für eine eigenständige Ma-
krowirtschaftspolitik haben Sie müs­
sen sich auf Politikbereiche konzen­
trieren, die sie noch in hohem Maße 
eigenständig beeinflussen können 
wie etwa die Gestaltung der Standort­

bedingungen im weiteren Sinne oder 
die Innovationsförderung 

Die Sozialpartner sind in der Wirt­
schaftspolitik nicht mehr so dominant 
wie zur Zeit der Beiratsgründung In 
Österreich ebenso wie in anderen In­
dustrieländern verlieren neokorporati-
stische Arrangements an Boden ge­
genüber den Meinungsbildungspro­
zessen der parlamentarischen Demo­
kratie Der Positionsverlust der So­
zialpartner läßt sie näher zusammen­
rücken und gemeinsame Anliegen 
formulieren Sie werden zu einem An­
walt der „wirtschaftlichen Vernunft" in 
einer Zeit postmaterieller Werte. Sie 
können sich dieser Aufgabe umso 
leichter widmen, als alte Streitfragen 
an Bedeutung verloren haben Der 
Markt wird als ein wichtiges Koordi-
nierungs- und Anreizinstrument ak­
zeptiert, auch wenn er nicht so verab­
solutiert wird, wie es die herrschende 
Neoklassik üblicherweise tut Das hat 
den Beirat zu einigen „starken" Aus­
sagen befähigt, wie zuletzt etwa hin­
sichtlich der Gestaltung des Pen­
sionssystems angesichts einer zu­
nehmenden Überalterung der Bevöl­
kerung 

Die größere Ubereinstimmung der So­
zialpartner in Grundsatzfragen er­
laubt es, den Beirat stärker als früher 
zur Sachverhaltsklärung und zur Mei­
nungsbildung in und zwischen den 
Verbänden einzusetzen. Seit gerau­
mer Zeit nimmt die Zahl der internen 
Gutachten zu, die nicht veröffentlicht 
werden. Dem Vernehmen nach wer­
den dabei auch „heiße Eisen" ange­
gangen Um die Mehrarbeit zu bewäl­
tigen, wurde die Zahl der Beiratsmit­
glieder von 12 auf 16 aufgestockt. 

Seit der Beirat für Wirtschafts- und 
Sozialfragen weniger „wirtschaftspoli­
tische Wahrheiten" verkündet als Lei­
stungen anbietet, die er kompetent 
erbringen kann, eignet er sich besser 
als früher als Gesprächsforum für Ex­
perten aus verschiedenen Institutio­
nen Fachleute aus Verbänden, Mini­
sterien, Banken und Unternehmen ha­
ben den Beirat als Plattform schätzen 
gelernt Beiratsarbeiten sind beson­
ders dann effizient, wenn in einem 
„follow-up" die praktischen Realisie­
rungsmöglichkeiten von Empfehlun­
gen aus Beiratsstudien in einem wirt­
schaftspolitisch kompetenten Gre­
mium geprüft werden. 
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